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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Fraktion der PDS
– Drucksache 14/7918 –

Kritiken von NS-Opfern, Presse und Beschäftigten an der Arbeit der Leitung des
Internationalen Suchdienstes in Bad Arolsen (Nachfrage)

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
In der Öffentlichkeit gibt es weiterhin Kritik an der Leitung des Internatio-
nalen Suchdienstes in Bad Arolsen wegen zu langer Bearbeitungszeit bei An-
fragen von NS-Opfern, wegen des schlechten Betriebsklimas und zahlreicher
Auseinandersetzungen mit Beschäftigten. Gleichzeitig geht die Leitung des
Suchdienstes gegen kritische Presseberichte weiter unter Inanspruchnahme
von Anwaltskanzleien und Gerichten vor, vermutlich finanziert aus Steuermit-
teln.

Auf die Kleine Anfrage der Fraktion der PDS vom September dieses Jahres
antwortete die Bundesregierung im Oktober (Bundestagsdrucksache 14/7016)
auf die Frage nach arbeitsgerichtlichen Verfahren der Leitung des Suchdiens-
tes gegen Beschäftigte und deren gewerkschaftliche Vertretung, die Zahl der
Arbeitsgerichtsverfahren in den Jahren 1998 bis 2001 belaufe sich auf insge-
samt zwölf. Davon seien sieben Verfahren durch Vergleich beendet oder abge-
wiesen worden, fünf seien noch anhängig. Bei 440 Mitarbeitern sei die Zahl
von sieben Klägern „nicht außergewöhnlich hoch“. Deshalb sei auch nicht be-
absichtigt, aus Fürsorgepflicht für die Beschäftigten weitere Maßnahmen zu
ergreifen.

Die zum Teil heftigen Auseinandersetzungen zwischen Beschäftigten und der
Leitung des Suchdienstes, das zum Teil groteske Gebaren der Leitung des
Suchdienstes, das schlimme Licht, dass diese Prozesse und die damit verbun-
denen Presseberichte auf die Zustände im Suchdienst geworfen haben, die
Tatsache, dass Mitglieder des Betriebsrats, die örtliche DGB-Vorsitzende und
andere Vertreter und Vertreterinnen der Gewerkschaften Betroffene von An-
zeigen, Hausverboten und anderen Maßnahmen durch die Leitung des Such-
dienstes waren, will die Bundesregierung offenbar nicht zum Anlass nehmen,
um zugunsten der Beschäftigten einzugreifen und auf eine Korrektur der
Amtsführung der Leitung des Suchdienstes hinzuwirken.

Auf die Frage nach der Zahl der Presseverfahren der Leitung des Suchdienstes
in den letzten vier Jahren antwortete die Bundesregierung, ihres Wissens habe
die Leitung des Suchdienstes in den Jahren 1999 und 2000 zwei Prozesse an-
gestrengt. In einem der Fälle habe sich eine Medienanstalt verpflichtet, den
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beanstandeten Beitrag für weitere Sendungen zu sperren, das andere Verfah-
ren sei noch nicht abgeschlossen. Die Zahl dieser Klagen sei „nach Auffas-
sung der Bundesregierung nicht außergewöhnlich“.

Diese Auskünfte der Bundesregierung über das Vorgehen der Leitung des
Suchdienstes gegen kritische Presseberichte stehen in Kontrast zu Berichten
der Betroffenen.

So war die „Waldecker Landeszeitung“ allein im Frühjahr 1998 im Zusam-
menhang mit Berichten über innerbetriebliche Auseinandersetzungen und
Prozesse wegen dieser kritischen Berichte mehrfach von Beschwerden durch
vom Suchdienst beauftragte Anwaltsbüros betroffen.

Eine am 23. September 1999 in der ARD ausgestrahlte Fernsehsendung, in
der ebenfalls schwere Vorwürfe gegen die Arbeit des Suchdienstes erhoben
wurden, veranlasste die Leitung des Suchdienstes unter anderem zu einer
förmlichen Programmbeschwerde wegen Verletzung des Wahrheitsgebots und
des Schutzes der persönlichen Ehre und der journalistischen Sorgfaltspflicht.
Diese Programmbeschwerde wurde von der Leitung des WDR zurückgewie-
sen. Gegen die polnische Zeitung „Politika“ geht die Leitung des Suchdienstes
zurzeit unter Inanspruchnahme vermutlich von Steuergeldern gerichtlich vor.

Auch bei kritischen Berichten in anderen Presseorganen soll die Leitung des
Suchdienstes wiederholt Anwaltskanzleien eingeschaltet, Beschwerden ver-
anlasst oder auf andere Weise versucht haben, kritische Berichterstattung zu
unterbinden.

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Wie bereits in der Antwort vom 2. Oktober 2001 (Bundestagsdrucksache 14/
7016) auf die Kleine Anfrage der Fraktion der PDS vom September 2001 ausge-
führt, handelt es sich beim Internationalen Suchdienst in Bad Arolsen nicht um
eine deutsche Einrichtung. Er ist damit auch keine nachgeordnete Dienststelle
des Bundesministeriums des Innern. Nach den internationalen Abkommen und
Vereinbarungen vom 6. Juni 1955 („Bonner Verträge“) steht der Internationale
Suchdienst unter Leitung und Verwaltung des Internationalen Komitees vom
Roten Kreuz in Genf, das damit auch für die Geschäftsführung verantwortlich ist.
Die Bundesregierung hat auf die Führung der Geschäfte des Internationalen
Suchdienstes keinen unmittelbaren Einfluss. Sie kann der Geschäftsleitung keine
Weisungen erteilen. Hinsichtlich der Arbeit des Internationalen Suchdienstes
steht die Bundesregierung ständig in Kontakt mit dem Internationalen Komitee
vom Roten Kreuz.
Der Internationale Suchdienst besitzt nach dem internationalen Übereinkommen
über den Rechtsstatus des Internationalen Suchdienstes vom 15. Juli 1993
(BGBl. II 1994, S. 2750) Rechts- und Geschäftsfähigkeit nach deutschem Recht,
so dass für die Klärung von arbeitsrechtlichen Streitigkeiten nicht die Bundesre-
gierung, sondern die Arbeitsgerichte zuständig sind. Die bisherigen arbeitsge-
richtlichen Streitigkeiten haben nach Erkenntnissen der Bundesregierung dem
Internationalen Komitee des Roten Kreuzes keine Veranlassung gegeben, aus
Gründen der Fürsorgepflicht für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besondere
Maßnahmen zu ergreifen.
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1. Bei wie vielen arbeitsgerichtlichen Verfahren zwischen der Leitung des
Suchdienstes und Beschäftigten des Suchdienstes in den Jahren 1998 bis
2001 waren

a) Beschäftigte

b) Mitglieder des Betriebsrats

Betroffene dieser Auseinandersetzungen?

Bei den arbeitsgerichtlichen Verfahren waren nur Beschäftigte des Internatio-
nalen Suchdienstes betroffen. Drei davon sind Mitglieder des Betriebsrates.

2. Welche anderen arbeitsrechtlichen Auseinandersetzungen, z. B. Abmah-
nungen, Geldbußen oder andere Sanktionen unterhalb der Auseinanderset-
zung vor dem Arbeitsgericht hat es nach Kenntnis der Bundesregierung in
den Jahren 1998 bis 2001 beim Internationalen Suchdienst gegeben und
wie beurteilt die Bundesregierung Art und Ausmaß dieser Auseinanderset-
zungen (bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis über die Zahl anderer arbeitsrechtlicher
Auseinandersetzungen. Nach Mitteilung des Internationalen Suchdienstes
kommt es pro Jahr zu durchschnittlich 1 bis 2 Abmahnungen. Geldstrafen sind
nach dem Tarifvertrag nicht vorgesehen, ebenso wenig wie andere Sanktionen.
Die Zahl der jährlichen Abmahnungen ist nach Auffassung der Bundesregierung
nicht außergewöhnlich.

3. Wie viele weitere, auch straf- und zivilrechtliche Auseinandersetzungen
zwischen der Leitung des Suchdienstes und Gewerkschaften oder gewerk-
schaftlichen Vertreter und Vertreterinnen hat es nach Kenntnis der Bundes-
regierung in den Jahren 1998 bis 2001 gegeben und wie beurteilt die Bun-
desregierung diese Auseinandersetzungen?

Keine.

4. Welche Kosten entstanden dabei für den Bundesetat und wie beurteilt die
Bundesregierung Ausmaß und Kosten dieser Auseinandersetzungen?

Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen.

5. Welcher Rundfunk- oder Fernsehbeitrag über den Internationalen Such-
dienst wurde nach den Kenntnissen der Bundesregierung nach Beschwer-
den der Leitung des Suchdienstes für weitere Sendungen gesperrt?

„Biedermanns Reich“, ein Beitrag der ARD (WDR), der auch in Phoenix ausge-
strahlt wurde.

6. Wie viele Protestschreiben, Beschwerden beim Presserat und andere Inter-
ventionen unterhalb der Ebene der Einleitung von Strafverfahren wurden
von der Leitung des Suchdienstes unter Einschaltung von Anwaltsbüros in
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den Jahren 1998 bis 2001 gegen kritische Berichterstattung nach Kenntnis-
sen der Bundesregierung veranlasst?

Nach Mitteilung des Internationalen Suchdienstes kommt es pro Jahr in durch-
schnittlich einem Fall zu notwendigen Richtigstellungen.

7. Welche Kosten entstanden dabei und aus welchem Etat werden solche
Kosten bestritten?

Die Kosten für die unter Frage 6 notwendigen Schreiben werden aus dem
Haushalt des Internationalen Suchdienstes getragen. Um die Höhe der Kosten zu
ermitteln, müsste ein aufwendiges Berechnungsverfahren über den Arbeitsauf-
wand für jedes Schreiben angestellt werden, was wegen seiner Unwirtschaftlich-
keit nicht vertretbar ist.

8. Wie beurteilt die Bundesregierung Art und Ausmaß dieser Auseinanderset-
zungen der Leitung des Suchdienstes mit kritischer Berichterstattung?

Hierzu wird auf die Antwort zu Frage 15 in Bundestagsdrucksache 14/7016 ver-
wiesen.


